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1. Verantwortlicher für die Datenverarbeitung 

DRK-Rettungsdienst Westpfalz GmbH 

Barbarossastraße 27 

67655 Kaiserslautern 

Telefon (0 631) 800 93 0 

Telefax (0 631) 800 93 133 

info@kv-kls.drk.de 

Vertretungsberechtigte: Axel Gilcher, Geschäftsführer 

 

2. Kategorien betroffener Personen 

Das Hinweisgebersystem ermöglicht es jeder Person, einen Missstand in unserer Organisation zu melden, 

auch das mögliche Fehlverhalten einer Mitarbeiterin oder eines Mitarbeiters. Der gemeldete Sachverhalt kann 

Informationen über vom Fehlverhalten betroffene und andere Personen enthalten. Im Rahmen des 

Hinweisgebersystems werden die folgenden Kategorien personenbezogener Daten verarbeitet: 
 

1) Hinweisgeber: Umstände der Meldung (z.B. Zeitpunkt), ggf. Identität (z.B. Name, Vorname) und ggf. 

Kontaktdaten. Die Meldung, einschließlich der darin evtl. enthaltenen Informationen über den 

Hinweisgeber werden zum Zweck der Ermittlung des Sachverhalts, Klärung der Vorwürfe und der 

evtl. Abstellung von Fehlverhalten verarbeitet. Wenn Hinweisgeber ihre Identität angegeben, dann 

wird sie ebenfalls zur Ermittlung des Sachverhalts und Klärung der Vorwürfe verwendet, soweit das 

erforderlich Ihre ebenfalls freiwillig angegebenen Kontaktdaten dienen der Information über den 

aktuellen Stand der Bearbeitung. 
 

2) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in unserer Organisation, die mit Ihren Verhalten möglicherweise 

gegen Regeln verstoßen haben: Identität (z.B. Name), Angaben zur Beschäftigung (z.B. 

Tätigkeitsbereich), mögliches Fehlverhalten und entsprechender Sachverhalt. Die Daten dienen der 

Ermittlung des Sachverhalts, Klärung der Vorwürfe und der evtl. Abstellung von 
 

3) Weitere Personen im Zusammenhang mit dem gemeldeten Sachverhalt: Identität (z.B. Name) und 

weitere Informationen, die sich aus dem Gegenstand der konkreten Meldung ergeben. Diese Daten 

dienen ebenfalls der Ermittlung des Sachverhalts und Klärung der Vorwürfe. 

 

3. Zweck der Datenverarbeitung 

Zweck der Datenverarbeitung im Rahmen des Hinweisgebersystems ist die Entgegennahme und Aufklärung 

von schwerwiegenden Verdachtsfällen über Regelverstöße insbesondere über strafbare Handlungen im 

Bereich der Wirtschaftskriminalität und Korruption. 

 

4. Rechtsgrundlagen für die Datenverarbeitung 

Personenbezogene Daten des Hinweisgebers werden in der Regel auf Grundlage des Art. 6 Abs. 1 lit. c DS-

GVO i.V.m § 12 HinSchG verarbeitet. In den übrigen Fällen erfolgt die Verarbeitung personenbezogener 
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Daten im Hinweisgebersystem auf Grundlage des Art. 6 Abs. 1 lit. f DS-GVO zur Wahrung des 

überwiegenden berechtigten Interesses des Verantwortlichen. Dieses berechtigte Interesse liegt in der 

Korruptionsprävention und –bekämpfung sowie darin, schwerwiegende Verdachtsfälle über andere 

Regelverstöße in Zusammenhang mit dem Verantwortlichen zu bearbeiten und den Verantwortlichen und ihre 

Beschäftigten vor dadurch möglichen Schäden zu schützen. Da die Meldung von Verstößen rechtliche 

Konsequenzen durch z. B. Strafverfolgung, Schadenersatzforderungen und immensen Imageschaden 

vermeiden hilft, überwiegen die schutzwürdigen Interessen der Betroffenen an dem Ausschluss der 

Verarbeitung oder Nutzung nicht. 

 

5. Datenverarbeitung und Speicherung 

Ihre Daten werden zum einen dadurch erhoben, dass Sie uns diese mitteilen. Hierbei kann es sich z. B. um 

Daten handeln, die Sie in ein Kontaktformular eingeben, per E-Mail senden oder telefonisch durchgeben. 

Andere Daten werden automatisch beim Besuch der Website durch unsere IT-Systeme erfasst. Das sind vor 

allem technische Daten: 

 IP-Adresse des anfragenden Rechners 

 Datum und Uhrzeit Ihres Besuches 

 Name und URL der abgerufenen Datei 

 Website, von der aus der Zugriff erfolgt (Referrer-URL) 

 verwendeter Browser und ggf. das Betriebssystem Ihres Rechners sowie 

 der Name Ihres Access-Providers  
 

Diese Daten werden anonymisiert gespeichert. Nutzerprofile mit Bezug zu bestimmten oder bestimmbaren 

Personen werden nicht erstellt. Diese Daten benötigen wir für die Erhaltung der Funktionstüchtigkeit unserer 

Systeme. Dies geschieht aufgrund von Art. 6 Abs.1 Buchstabe f der DSGVO. 

 

6. Empfänger oder Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten 

Der Verantwortliche stellt grundsätzlich sicher, dass Ihre personenbezogenen Daten ausschließlich der 

befugten Person zugänglich sind, die diese Daten für die Bereitstellung der oben genannten 

Verarbeitungszwecke kennen muss. 
 

Sofern es zur Aufklärung des Sachverhalts erforderlich sein sollte, können personenbezogene Daten an 

einzelne, sorgfältig ausgewählte Personen des Verantwortlichen im erforderlichen Umfang weitergeleitet 

werden. Jede Person, die Zugang zu den Daten erhält, ist zur Vertraulichkeit verpflichtet. 
 

Eine Weitergabe oder sonstige Übermittlung Ihrer personenbezogenen Daten an Dritte erfolgt nicht, es sei 

denn, dass dies zu Zwecken der Strafverfolgung erforderlich ist. Sofern gesetzliche Bestimmungen oder 

Anordnungen staatlicher Organe dies erforderlich machen, können personenbezogene Daten an diese 

herausgegeben werden. 
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7. Dauer der Datenspeicherung 

Personenbezogene Daten werden für die Dauer aufbewahrt, die zur Aufklärung und abschließenden 

Beurteilung des Hinweises notwendig ist. Nach Abschluss der Untersuchungen werden die personen-

bezogenen Daten innerhalb einer angemessenen Frist von regelmäßig 1 Monat und entsprechend der 

gesetzlichen Vorgaben gelöscht. Im Falle der Einleitung von gerichtlichen und/oder disziplinarischen 

Verfahren kann eine Aufbewahrung bis zum Verfahrensabschluss bzw. bis zum Ablauf von Rechts-

behelfsfristen erfolgen. Personenbezogene Daten im Zusammenhang mit grundlos abgegebenen 

Hinweismeldungen werden unverzüglich gelöscht. 
 

Personenbezogene Daten aus offensichtlich grundlos abgegebenen Meldungen werden unverzüglich 

gelöscht. In den begründeten Fällen werden sie für die Dauer der Beurteilung des Hinweises gespeichert. 

Wenn die Untersuchung ergibt, dass kein Fehlverhalten vorliegt, dann werden die personenbezogenen Daten 

des Hinweises zum Monatsende des dem Abschluss der Untersuchung folgenden Monats gelöscht. Wenn ein 

Fehlverhalten festgestellt wurde, dann werden die Daten für die Dauer der disziplinarischen oder gerichtlichen 

Maßnahmen und dem Ablauf von Rechtsbehelfsfristen aufbewahrt. 

 

8. Automatisierte Entscheidungsfindung 

Im Rahmen des Hinweisgebersystems findet keine automatisierte Entscheidungsfindung gem. Art. 22 

DSGVO statt. 

 

9. Betroffenenrechte 

Die Betroffenen haben das Recht auf Auskunft seitens des Verantwortlichen über ihre personenbezogenen 

Daten (Art. 15 DSGVO), auf Berichtigung (Art. 16 DSGVO), auf Löschung (Art. 17 DSGVO), auf 

Einschränkung der Verarbeitung (Art. 18 DSGVO), auf Datenübertragbarkeit (Art. 20 DSGVO).  
 

Weiterhin können Hinweisgeber die Einwilligung zur Verarbeitung Ihrer Daten widerrufen (Art. 7 Abs. 3 

DSGVO), und beschuldigte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie die weiteren im Zusammenhang mit dem 

gemeldeten Sachverhalt betroffenen Personen Widerspruch gegen die Verarbeitung der sie betreffenden 

personenbezogenen Daten einlegen (Art. 21 DSGVO). Die Rechte können schriftlich oder per E-Mail 

gegenüber dem Verantwortlichen geltend gemacht werden. 
 

Die Rechte können im Einzelfall dadurch eingeschränkt sein, dass die Identität von Hinweisgebern zu 

schützen ist oder das Recht des Verantwortlichen zur Aufklärung des Sachverhalts, der Sicherung von 

Beweisen und der Abstellung von Fehlverhalten vorgeht. Darüber hinaus kann die Verarbeitung der 

personenbezogenen Daten der Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen 

unserer Organisation oder möglicherweise geschädigter Dritter dienen, wodurch die oben genannten Rechte 

eingeschränkt sein können. 
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10. Recht auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehörde 

Sie haben zudem das Recht, sich bei einer Datenschutz-Aufsichtsbehörde über die Verarbeitung Ihrer 

personenbezogenen Daten durch uns zu beschweren. Zuständige Aufsichtsbehörde in datenschutz-

rechtlichen Fragen ist der Landesdatenschutzbeauftragte des Bundeslandes, in dem unser Unternehmen 

seinen Sitz hat. Eine Liste der Datenschutzbeauftragten sowie deren Kontaktdaten können folgendem Link 

entnommen werden: www.bfdi.bund.de/DE/Infothek/Anschriften_Links/anschriften_links-node.html. 

 

11. Datenschutzbeauftragter 

Die Beachtung geltenden Datenschutzrechtes unterliegt einer ständigen Überprüfung durch unseren 

Datenschutzbeauftragten. Für Fragen stehen folgende Kontaktmöglichkeiten zur Verfügung:  
 

E-Mail: datenschutz@kv-kls.drk.de 
 

Kreisverband Kaiserslautern-Stadt  e.V. 

Datenschutzbeauftragter 

Barbora Neumaier 

Barbarossastraße 27 

67655 Kaiserslautern 


